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KT-Drucksache Nr. X-0138  
 
für den Sozial-, Schul- und  
Kulturausschuss 
-öffentlich- 
 
 
 
 
Einrichtung einer Kommunalen Pflegekonferenz gemäß § 4 
Landespflegestrukturgesetz (LPSG) im Landkreis Reut lingen unter dem Dach der 
Geschäftsstelle Kommunale Gesundheitskonferenz 
- Bewerbung im Förderprogramm des Landes: "Kommunal e Pflegekonferenzen BW - 
Netzwerke für Menschen" 
 
 
Beschlussvorschlag: 
 
1. Die Verwaltung wird beauftragt, beim Land Baden-Württemberg Fördermittel in Höhe 

von 60.000,00 EUR zur Etablierung einer kommunalen Pflegekonferenz zu beantragen. 
Der Entwurf des Förderantrags ist als Anlage beigefügt. 

 
2. Soweit eine Förderung erfolgt, wird die Verwaltung weiterhin beauftragt, eine Kommuna-

le Pflegekonferenz gemäß § 4 Landespflegestrukturgesetz im Landkreis Reutlingen zu 
planen und in einem Modellprojekt, integriert in der Struktur der Kommunalen Gesund-
heitskonferenz durchzuführen.  

 
 
Aufwand/Finanzielle Auswirkungen: 
 
Siehe Ziffer 4. 
 
 
Sachdarstellung/Begründung:  
 
I. Kurzfassung 
 
Angesichts einer wachsenden Zahl hochaltriger und pflegebedürftiger Menschen stehen 
Kommunen vor der Herausforderung, eine ausreichende, qualitativ hochwertige und wohnor-
tnahe Pflege und Betreuung zu sichern. Dies erfordert eine effektive und bürgernahe Versor-
gungsplanung und Vernetzung der verschiedenen Akteure vor Ort. Die Landesregierung 
unterstützt daher Land- und Stadtkreise mit einer Fördermittelausschreibung bei der Etablie-
rung einer Kommunalen Pflegekonferenz nach dem Vorbild der bereits bestehenden Kom-
munalen Gesundheitskonferenz.  
 
Die Kommunale Gesundheitskonferenz ist im Landkreis Reutlingen seit 10 Jahren erfolgreich 
etabliert. Daher soll die Kommunale Pflegekonferenz unter dem Dach der Kommunalen Ge-
sundheitskonferenz integriert werden.  

 DER LANDRAT 

 

 
Geschäftsstelle Kreistag 

 
Datum: 07.05.2020 
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Der Geschäftsteil Gesundheitsplanung im Kreisgesundheitsamt, in deren Aufgabenbereich 
auch die Kommunale Gesundheitskonferenz fällt, wird dieses Pilotprojekt in Abstimmung mit 
der Altenhilfefachplanung federführend durchführen. 
 
II. Ausführliche Sachdarstellung 
 
1. Vorbemerkung 
 

Die Einführung Kommunaler Pflegekonferenzen ist Teil des im Jahr 2018 in Kraft getre-
tenen Landespflegestrukturgesetzes (LPSG). Durch diese Konferenzen soll eine quar-
tiersnahe, leistungsfähige, ausreichende und wirtschaftliche Pflege- und Unterstüt-
zungsstrukturen geschaffen werden, damit eine hohe Lebensqualität realisiert werden 
kann und pflegebedürftige Menschen die erforderlichen Hilfen im Alltag erhalten. Der 
systematische Schutz der Gesundheit älterer und hochbetagter Menschen wird dabei als 
Schwerpunkt betrachtet. Diese Planungsaufgabe erhält durch die derzeitige Corona-
Pandemie eine hohe Aktualität und Brisanz. Aufsuchende Strukturen in den Gemeinden 
sollen gestärkt, pflegende Angehörige wirksam unterstützt werden (im Sinne von „caring 
communities“).  
 
Der Landkreis Reutlingen kann sich auf eine nunmehr 10 Jahre währende Praxis be-
darfsorientierter Gesundheitsplanung stützen. Die Zusammenarbeit von Landkreis und 
Gemeindeverwaltung bietet dabei große Synergien. Die aktive Beteiligung der Bür-
ger*innen spielt hierbei ebenfalls eine wichtige Rolle. Zentrales Gremium dieser Arbeit 
ist seit 2010 die Kommunale Gesundheitskonferenz. Daraus haben sich wegweisende 
Projekte der Gesundheitsförderung und -versorgung entwickelt, von denen bereits jetzt 
auch ältere und hochaltrige Menschen profitieren. Zu nennen sind hier insbesondere das 
Projekt Gesunde Gemeinde/Gesunde Stadt sowie der sich gegenwärtig etablierende 
sektorenübergreifende Primärversorgungsverbund mit seinen Primärversorgungszen-
tren. 

 
2. Erläuterung der Maßnahmen 
 

Die derzeitige Kommunale Gesundheitskonferenz soll im Sinne einer Kommunalen Ge-
sundheits- und Pflegekonferenz unter dem Dach der Bevölkerungsgesundheit erweitert 
werden. Dezentrale, in verschiedenen Regionen des Landkreises angesiedelte Netz-
werke, wie sie bereits durch die Kommunale Gesundheitskonferenz entstanden sind, 
sollen mit Blick auf die Gesundheit im Alter sowie die Pflege und Teilhabe ausgebaut 
werden.  
 
Zur Umsetzung dieser Maßnahmen soll ein Antrag an das Ministerium für Soziales und 
Integration Baden-Württemberg gestellt werden, das für die Einführung von kommunalen 
Pflegekonferenzen Fördergelder ausgeschrieben hat. Neu dazugekommen ist die Auf-
gabe, Bevölkerungsschutz und Bevölkerungsgesundheit neu auszurichten. Der Schutz 
hochaltriger und pflegebedürftiger Menschen aufgrund der sich abzeichnenden Mortali-
täten scheint dabei vorrangig zu sein.  
 
Voraussetzung für eine Förderung ist ein Gremienbeschluss mindestens des jeweiligen 
Sozialausschusses des Landkreises. 

 
3. Zeitplanung  
 

Für die Etablierung der Kommunalen Pflegekonferenz ist ein Zeitraum von 18 Monaten 
vorgesehen. Das Projekt gliedert sich in die folgenden Abschnitte:  
 
- Durchführung einer Bedarfserhebung mit den Kommunen des Landkreises in persona 

der Bürgermeisterinnen und Bürgermeister, mit Bürgern und Bürgerinnen, Vertretern 
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der Altenhilfe und der Heimaufsicht sowie der Bürgerschaft. 
(Ende 2020) 

 
- Ausarbeitung eines Konzeptvorschlags, der sowohl die strukturelle Dimension der 

künftigen Pflegekonferenz wie auch die prozessuale Ebene der Implementierung um-
fasst  
(Frühjahr 2021) 

 
- Konsentierung des Vorschlags innerhalb der Kommunalen Gesundheits- und Pflege-

konferenz  
(Kommunale Gesundheitskonferenz November 2020) 

 
- Auf- bzw. Ausbau dezentraler Netzwerkstrukturen auf der Basis der Gesunden Ge-

meinde/ 
Gesunde Städte, beispielsweise in Form von Arbeitskreisen und Projektgruppen, in 
denen die vor Ort tätigen Akteure aus Kommune, Altenhilfe und Zivilgesellschaft loka-
le Aufgabenstellungen rund um Alter und Pflege bearbeiten  
(2021) 

 
- Auswertung und Verstetigung sowie Planungen zur Einbeziehung weiterer Regionen 

innerhalb des Landkreises  
(2021) 

 
4. Finanzierung 
 

Für die Etablierung der Kommunalen Pflegekonferenz werden Kosten in Höhe von 
111.221,00 EUR veranschlagt. Diese sollen durch einen Förderzuschuss des Landes 
Baden-Württemberg in Höhe von 60.000,00 EUR teilfinanziert werden. Für die übrigen 
Kosten in Höhe von 51.221,00 EUR werden Eigenmittel im Umfang von 40 % einer lan-
desfinanzierten E13-Stelle eingebracht. 












